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Modernisierung fraglich

Trauen Sie der neuen Regierung zu, dass sie 
die Modernisierung und Digitalisierung der 
Verwaltung ausreichend vorantreibt?

Traue ihr 
das zu
29

%

Unent-
schieden

31

40
Traue ihr

das nicht zu

Die Kabinettsmitglieder sind für viele weitgehend unbekannte Figuren. Foto: dpa

Die Unbeliebten
Umfrage zeigt: Zum Auftakt der Amtszeit steht nur gut ein Drittel 
der Bürger hinter der Neuauflage der grün-schwarzen Koalition.

Die Skepsis und die Befürchtungen lassen nach

Sehen Sie den kommenden 12 Monaten mit Hoffnungen oder Befürchtungen entgegen?
Angaben in Prozent

Juli 2021Januar 2021Dezember 2020Oktober 2020
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mit Hoffnungen mit Skepsis mit Befürchtungen

31

19

40

Zustimmung zur Fotovoltaik

Finden Sie die Solarpflicht für Neubauten 
ab Anfang 2022 richtig, oder nicht richtig?

Richtig
47

%

Unentschieden
16

37
Nicht richtig

Koalitionsfrage

Finden Sie es gut, dass Grün-Schwarz
weiterregiert?

Finde Grün-
Schwarz gut
35

%

Unent-
schieden,

ist mir egal
34

Lieber 
Regierung

aus Grünen,
SPD und FDP

31

Kleiner Koalitionspartner steht voll hinter dem Regierungschef

Sollte Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann die volle Amtszeit im Amt bleiben?

Volle 
Amtszeit
45

%

Unent-
schieden

23

32
Amt vorher

an Nachfolger
übergeben

Anhänger von
Bündnis 90/Die Grünen

Anhänger 
von CDU

68 64

Es wünschen sich Ministerpräsident
Winfried Kretschmann für die volle Amtszeit:
Angaben in Prozent

Bekenntnis zur Schuldenbremse

Sind Sie dafür, die Schuldenbremse abzu-
schaffen, oder sollte sie beibehalten werden?

Abschaffen
19

%

Unent-
schieden

20

61
Beibehalten

Gr
af

ik
en

: L
oc

ke
,  B

as
is:

 B
ad

en
-W

ür
tte

m
be

rg
, B

ev
öl

ke
ru

ng
 

ab
 1

8 
Ja

hr
e,

 Q
ue

lle
: A

lle
ns

ba
ch

er
 A

rc
hi

v, 
IfD

-U
m

fra
ge

n

    Auf gut Schwäbisch   

    Täglich neu: Landestypisches für    
    Einheimische und Reigschmeckte   

Wer weiß was zu 
raschemasch?   
   Vo n  To m  Hö r n e r      

Jürgen Braun beschäftigt ein aus dem  Fran-
zösischen stammendes schwäbisches Wort: 
„‚Raschemasch‘, mit langem nasalem a und 
stimmhaftem sch gesprochen, abgeleitet 
wohl von ranger und manger. Doch für die 
Bedeutung ‚aufgeräumt essen‘ (ja was soll 
das sein? Ratzeputz?) müsste es manger ran-
gé, also mascherasch heißen. Wir gebrau-
chen es freilich im Sinne von frei heraus, un-
umwunden, unverblümt, vielleicht sogar et-
was pampig. Bei welcher Gelegenheit haben 
die Schwaben das bei den Franzosen aufge-
schnappt, mit welcher Urbedeutung?“

Woher kommt eigentlich das Wort „Jäschd“, 
wurde neulich hier gefragt.  Aline Gross aus 
Stuttgart-Weilimdorf weiß zur Herkunft 
nichts zu sagen, aber will „d’Frau Schietinger 
aus meiner Sicht uffklära: Haedenai hot der 
en donderschlächtiga Jäschd (Zorn oder Wu-
at) ghett, aber no han i dean am Schlafittle 
(des isch dr Kraga, aber net der aus Stoff, son-
dern dr nakete Hals) packt, han en hochghebt 
ond no plotza lau (falla lassa) ond ehm no a 
baarmol en dr Anka (Genick ) neighaua. No 
hot der nemme gwisst, was henda ond vorna 
isch ond hot sei saudomma, frecha Gosch 
ghalta. I moin, dass des jetzt au a Dommer 
begreift, ond wenn der’s au net verstoht, no 
ka i dem au nemme helfa.“ 

Hans Jürgen Gräser aus Schögginga ist zu 
Karl Pauls Abkürzung  SoS (Schorle ohne 
Sprudel) was eingefallen: „Meine  Version 
lautet: Sängerschorle = halb Wei, halb Wei. 
Boides mol ’s Gleiche, on doch anders.“

Dietmar Schmid aus  Esslingen hat eine Er-
gänzung zum „verbabbeln“: „das bedeutet 
auch, wenn drhoim zom Mittagessa ’s Kraut 
aobrennt, weil sich dia Hausfraua zlang on-
derhalda oder tratscht hent oder wenn oina 
ebbes weitersaggt, was se hett fir sich bhalta 
solla, no hot se sich au verbabbelt. Mit em 
verbabbla fangt au dr Tratsch ao.

Zom Schugga ghert, dass dr Wirt no an 
Schugger Wei ens Glas duat.“

Aus Österreich hat uns eine Anfrage er-
reicht, die wir gern an die werte Leserschaft 
weitergeben. Elisabeth Sallinger schreibt: 
„In meinem Umfeld gibt es immer wieder 
Missverständnisse wegen der Bezeichnung 
der Tageszeiten. Stimmt es, dass ‚mittags‘ 
auf Schwäbisch die Zeit ab etwa  14 Uhr meint 
und bis dahin  ‚morgens‘ ist? Es wäre mir ge-
holfen, wenn ich einmal eine Übersetzung 
der schwäbischen Tageszeiten in die her-
kömmlichen digitalen Uhrzeiten bekommen 
könnte. Vielen Dank!“  

Der schwäbische Spruch des Tages kommt 
von Gerhard Metzger aus Oberboihingen. 
„Wie tröstet ein Schwabe? Kopf hoch, wenn 
dr Hals au dreckich isch!“  

→    Schreiben Sie uns:    
    Zentralredaktion, Postfach 10 44 52, 70039 
Stuttgart, Stichwort:     Schwäbisch, Fax: 07 11 / 72 
05 - 14 01; E-Mail: land@stn.zgs.de   

Vo n  Re n a t e  Al l g ö w e r

STUTTGART. Die Baden-Württemberger bli-
cken generell optimistischer in die Zukunft 
als noch vor einem halben Jahr – und sie ha-
ben  der  Landesregierung zum Auftakt ihrer 
Amtszeit ein umfangreiches Aufgabenpaket 
geschnürt. Doch wer genau eigentlich im Ka-
binett sitzt, wissen die wenigsten. Zwar 
kennt fast jeder der Befragten beim aktuel-
len BaWü-Check der Tageszeitungen den 
Ministerpräsidenten –  92 Prozent erklärten, 
sie hätten von Winfried Kretschmann gehört 
oder gelesen –, aber dann nimmt der Be-
kanntheitsgrad der Regierungsmitglieder 
rapide ab.

1   Die unbekannten Minister Auch in seiner 
zweiten Amtszeit als Innenminister wis-

sen nur 58 Prozent der Befragten, wer Tho-
mas Strobl (CDU) ist. Sozialminister Manfred 
Lucha bringt es in der Coronakrise auf einen 
Bekanntheitsgrad von 42 Prozent, Verkehrs-
minister Winfried  Hermann (beide Grüne) 
kann noch 36 Prozent verbuchen. Landwirt-
schaftsminister Peter Hauk (CDU) kennen 
32 Prozent.  Hauks Parteifreundin, Wirt-

schaftsministerin Nicole 
Hoffmeister-Kraut, ist nur 
21 Prozent der Befragten ein 
Begriff, Wissenschaftsminis-
terin Theresia Bauer (Grüne) 
nach zwei Amtszeiten nur 
15 Prozent. Den Namen des 
neuen grünen Finanzminis-

ters Danyal Bayaz haben der Befragung zu-
folge bereits 13 Prozent gehört, den der neu-
en Kultusministerin Theresa Schopper zehn 
Prozent.  Die anderen neuen Ministerinnen 
Thekla Walker (Grüne), Nicole Razavi und 
Marion Gentges (beide CDU) bleiben im ein-
stelligen Bereich. Wer die Regierenden 
kennt, stellt ihnen jedoch ein gutes Zeugnis 
aus. Thomas Strobl hat seit dem BaWü-
Check vom Februar sogar Boden gut ge-
macht. Jetzt loben ihn 59 Prozent der Befrag-
ten, vor der Landtagswahl sahen ihn 46 Pro-
zent positiv. Auch Winfried Hermann ist im 
Ansehen gestiegen: von 49 Prozent Zustim-
mung im Februar auf jetzt 58 Prozent. 

2  Der Regierungschef Die Nummer eins 
bleibt Winfried Kretschmann. Fast jeder 

kennt ihn, 72 Prozent haben eine gute Mei-
nung von ihm. Die Frage ist, ob der jetzt 73-
Jährige die volle Amtszeit von fünf Jahren 
absolvieren wird. Von den Anhängern seines 
Bündnispartners CDU befürworten das fast 
genau so viele wie von Kretschmanns grünen 
Parteifreunden. Die Opposition dagegen sä-
he den populären Regierungschef am liebs-
ten auf dem Altenteil. Von allen Befragten 
sprechen sich 45 Prozent für eine volle 
Amtszeit Kretschmanns bis zum Jahr 2026 
aus. Von den Grünen-Anhängern wollen 
68 Prozent möglichst lange einen Minister-
präsidenten Kretschmann, doch der grüne 
Regierungschef findet auch große Unter-
stützung im CDU-Lager. Dort plädierten 
64 Prozent für eine volle Amtszeit des grü-
nen Frontmanns.

3  Die Koalition Bei aller Unterstützung für 
den Ministerpräsidenten schlagen der  

neuen Koalition jedoch erhebliche Zweifel  
entgegen. Zum dritten Mal führt Winfried 
Kretschmann eine Landesregierung im Süd-
westen. Nach der grün-roten Koalition von 
2011 bis 2016 und der ersten grün-schwar-
zen Landesregierung, hat im Mai die zweite 
grün-schwarze Koalition ihre Arbeit aufge-
nommen. Das finden lediglich 35 Prozent al-
ler Befragten gut. Auch von den Grünen-An-
hängern kann sich nicht einmal die Hälfte 
für die Neuauflage des Bündnisses erwär-
men. Grün-Schwarz kam dort auf eine Zu-
stimmungsrate von 47 Prozent. Ganz anders 
beim kleineren Koalitionspartner CDU: 
72 Prozent der Befragten, die sich der CDU 
nahe fühlen, stehen hinter der neuen Lan-
desregierung.  Mehr als einem Drittel aller 
Befragten (34 Prozent) ist es egal, wer das 
Land regiert, 31 Prozent hätten lieber eine 
Ampel aus Grünen, SPD und FDP gehabt.  

 

4 Die Schulpolitik Einen gravierenden 
Wechsel hat die grün-schwarze Landes-

regierung in ihrer zweiten Auflage in der 
Schulpolitik vorgenommen. Das Kultusmi-
nisterium wird jetzt von den Grünen und 
nicht mehr von der CDU geführt. Das stößt 
auf ein äußerst gespaltenes Echo. Ein Drittel 
der Befragten findet den Wechsel gut, 
30 Prozent finden ihn schlecht, unentschie-
den sind 37 Prozent der Befragten. Etwas 
positiver wird die Veränderung bei Eltern 
von Schulkindern aufgenommen. 39 Prozent 
von ihnen äußerten sich positiv, 31 Prozent 
negativ.  Von den zehn Prozent der Befragten, 
denen die neue Kultusministerin Theresa 
Schopper überhaupt etwas sagt, äußerten 
sich jedoch 70 Prozent positiv über sie.

 

5 Sozialpolitik Frappierend sind die Aussa-
gen über Sozialminister Manfred Lucha, 

der in der Coronapandemie in den Fokus ge-

BaWü-
Check

rückt ist. Dass der Grüne aus Oberschwaben 
in eine zweite Amtszeit geht und Wege aus 
der Pandemie organisieren soll, ist drei Vier-
tel der Befragten schlichtweg gleichgültig. 
Einen anderen Gesundheitsminister hätten 
sich 14 Prozent der Befragten gewünscht, 
gut finden die Entscheidung, Lucha erneut 
zum Sozialminister zu machen, elf Prozent. 
Ein milderes Urteil fällen diejenigen unter 
den Befragten, die angegeben haben, Lucha 
zu kennen. Von ihnen hat jeder zweite eine 
gute Meinung über den Minister. 

6  Aufgabenkatalog Die Befragten sehen 
eine große Bandbreite an Themen, die 

die neue Landesregierung dringend angehen 
sollte. Angeführt von der Forderung, Grün-
Schwarz solle für ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum sorgen, folgt der Kampf gegen 
die Pandemie auf Platz zwei der Prioritäten-
liste. Die Bürger erwarten, dass die Regie-
rung die digitale Ausstattung von Schulen 
verbessert und die Kriminalität bekämpft. 
Sie soll den Umwelt- und Klimaschutz för-
dern und für flächendeckend schnelles 
Internet in ganz Baden-Württemberg sor-
gen. Sie soll Unterneh-
men und Selbstständige, 
die von der Coronakrise 
besonders betroffen sind, 
finanziell unterstützen 
und das Straßen- und 
Schienennetz im Süd-
westen verbessern bezie-
hungsweise ausbauen. 
Nicht zuletzt erwarten 
die Bürgerinnen und Bür-
ger, dass die grün-
schwarze Landesregie-
rung eine verlässliche 
Kinderbetreuung sicher-
stellt und für eine effizi-
ente Verwaltung sorgt. 
Der Abbau von Schulden 
rangiert mit 22 Prozent eher unten auf der 
Prioritätenliste. 

7  Schulden Die Rückzahlung der Kredite 
ist vielen Befragten zwar nicht beson-

ders wichtig. Neue Schulden soll die Regie-
rung nach dem Willen der großen Mehrheit 
der Befragten aber vermeiden.  61 Prozent 
von ihnen sehen auch in der Coronakrise kei-
nen Anlass, die in der Landesverfassung ver-
ankerte Schuldenbremse in Frage zu stellen. 
Abschaffen würden sie nur 19 Prozent der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der 
Umfrage. 

8  Kann Grün-Schwarz Modernisierung? 
Grüne und CDU versprechen in ihrem 

neuen Koalitionsvertrag, dass sie die Verwal-
tung modernisieren und effizienter machen 
wollen. Die Verfahren sollen durch die Digi-
talisierung beschleunigt werden. Doch die 
Bürger haben ihre Zweifel an der Botschaft. 
Nur 29 Prozent der Befragten trauen der 
neuen Landesregierung zu, dass es ihnen ge-
lingt, die Modernisierung der Verwaltung 
voranzubringen, 40 Prozent glauben nicht, 
dass die Verantwortlichen dies schaffen. 
Kein Urteil wollen 31 Prozent dazu abgeben. 

9  Solarpflicht für Neubauten Eine klare 
Meinung haben die meisten Befragten 

dagegen zum Vorhaben der Landesregie-
rung, dass von Januar 2022 an Fotovoltaikan-
lagen auf Neubauten installiert werden müs-
sen. Von allen Befragten halten 47 Prozent 
das Vorhaben für richtig, unter denen, die 
sich zu den Anhängern der Grünen zählen, 
sind es sogar zwei Drittel. Als nicht richtig 
stufen 37 Prozent der Befragten die Solar-
pflicht für Neubauten ein. 16 Prozent gaben 
sich unentschieden. 

10 Hundeführerschein Eine entschiede-
ne Position vertreten 90 Prozent der 

Befragten beim Thema  Hundeführerschein. 
Die Regierung hat einen Sachkundenach-
weis für Hundehalter eingeführt. Wer einen 
Hund hat, muss schriftlich und praktisch 
nachweisen, dass er den Hund unter Kontrol-
le hat und weiß, wie man ihn richtig hält. Das 
halten 57 Prozent der Befragten für eine gute 
Sache. Noch stärker dafür sind diejenigen, 
die gar keinen Hund haben. Von ihnen befür-
worten 63 Prozent den Hundeführerschein. 
Von den Hundehaltern dagegen meinen 
52 Prozent, die Vorschrift sei übertrieben, 
nur 40 Prozent von ihnen stehen hinter dem 
verpflichtenden Hundeführerschein.

Manfred 
Lucha steht in 
der Pandemie 
im Fokus. Die 
Zustimmung 
für ihn ist 
gering.

 Foto: dpa/Christoph Schmidt

Aktion Der BaWü-Check ist eine Umfrage 
von 78 Tageszeitungen in Baden-Württem-
berg, die das  Institut für Demoskopie Allens-
bach zum sechsten Mal durchgeführt hat. 

Befragung Im Zeitraum vom 30. Juni bis 
7. Juli wurden 1021 Online-Interviews mit 
einem repräsentativen Querschnitt der ba-
den-württembergischen Bevölkerung ab 
18 Jahren geführt. ral

Was ist der BaWü-Check?

STUTTGART. Baden-Württembergs Minis-
terpräsident Winfried Kretschmann (Grüne) 
will trotz der Rüge des Rechnungshofs am 
Nachtragshaushalt mit neuen Schulden fest-
halten. „Wir gehen natürlich nicht davon 
aus, dass der Haushalt verfassungswidrig ist, 
sonst hätten wir ihn ja nicht eingebracht“, 
sagte der Grünen-Politiker am Dienstag. Die 
im Nachtrag geplanten Schulden von 1,2 
Milliarden Euro seien nur Kreditermächti-
gungen für den Fall, dass sich die Corona-
Krise verschärfe. „Ob sie gezogen werden 
müssen, wird man sehen.“ Es sei klar, dass 
das Land das finanziell nicht anders bewerk-
stelligen könne. “Darum wundert mich die 
Kritik des Rechnungshofs etwas.“

Der Präsident des Landesrechnungshofs, 
Günther Benz, hatte am Montag erklärt, dass 
der grün-schwarze Nachtrag womöglich 
gegen die Landesverfassung verstoße. Die 
neuen Schulden seien „problematisch“, weil 
das Land über einen Kassenüberschuss aus 
dem Jahr 2020 von 3,2 Milliarden Euro verfü-
ge. Die Koalition will aber wegen der Corona-
krise erneut die Ausnahmeklausel bei der 
Schuldenbremse nutzen und 1,2 Milliarden 
Euro neue Kredite aufnehmen.

Kretschmann sagte dazu, ein Großteil des 
Überschusses aus dem Jahr 2020 werde dafür 
eingesetzt, die coronabedingte Deckungslü-
cke im Haushalt 2022 zu füllen.  dpa

Kretschmann 
widerspricht


